ſcholdſegengrube zum Anſchluſſe an dieſe Grube und an die Wilhelmsbahn, 


für die Ge „ 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


„ 


(Fr. 6212.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Juli 1865., betreffend die Genehmigung zur Erz 
weiterung des Unternehmens der Oppeln-Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft 
und die Bewilligung des Expropriationsrechts für die neuen Anlagen. . 


RS Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom 7. Juli d. J. geſtatte Ich 
die Ausführung der von der Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft projek⸗ 
tirten Eiſenbahnlinien 1) von Kolonowska oder Waſſowska uͤber Kreuzburg, 
Namslau, Oels nach Breslau mit Anſchluß an die dort vorhandenen Eiſen⸗ 
bahnen; 2) vom Bahnhofe zu Tarnowitz uͤber Beuthen, Laurahuͤtte, Kl. Dom⸗ 
browska, Wilhelminenhuͤtte nach Emanuelſegen zum Anſchluſſe an die dortige 
Kohlengrube, mit einer Zweigbahn nach der Kattowitz⸗Hohenlohehuͤtter Eiſen⸗ 
bahn, ſowie mit einer Zweigbahn zum Anſchluſſe an die Warſchau⸗Wiener 
Eiſenbahn bei Sosnowice, endlich mit einer Zweigbahn nach Paulshuͤtte zum 
Anſchluſſe an die Bahn nach Luiſengluͤcksgrube; 3) von Emanuelſegen uͤber 
Paprotzan und Pleß nach Dziedzitz zum Anſchluſſe an die Kaiſer⸗Ferdinands⸗ 
Nordbahn, mit einer Zweigbahn von Paprotzan nach Mittel⸗Lazisk und Traut⸗ 


unter Vorbehalt der ſeiner Zeit zu beſtimmenden naͤheren Bedingungen. Zugleich 
genehmige Ich, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn⸗Unternehmungen 
vom 3. November 1838. enthaltenen Vorſchriften uͤber die Expropriation auf 
das Unternehmen Anwendung finden. 

Dieſer Erlaß iſt feiner Zeit durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Carlsbad, den 11. Juli 1865. 


Wilhelm. 


v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. vo. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
f Gr. zu Eulenburg. 


P An das Staatsminiſterium. 
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Ausgegeben zu Berlin den 2. Dezember 1865. 


eſſtons⸗ und Beſtätigungs⸗ Urkunde fuͤr die Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft, betreffend verſchiedene Erweiterungen ihres Unternehmens und 
einen Nachtrag zu ihrem Geſellſchaftsſtatut. Vom 13. November 1865. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


d Nachdem die Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft die in dem an⸗ 
E liegenden, von ihren hierzu ermächtigten Vorſtaͤnden aufgeſtellten Nachtrage 
/ zum Geſellſchaftsſtatut unter H. 1. aufgefuͤhrten Erweiterungen ihres Unter⸗ 
nehmens, ſowie nach Eroͤffnung des Betriebes auf der Bahnſtrecke Breslau 
Kolonowska die Annahme der Firma: „Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft“ 
beſchloſſen hat, wollen Wir zu dieſer Namensaͤnderung, wie zu jenen Erweite⸗ 
rungen, in Anerkennung des aus letzteren für die gewerblichen und Verkehrs⸗ 
Intereſſen der betreffenden Gebietstheile zu erwartenden Nutzens, in Verfolg 
Unſeres Erlaſſes vom 11. Juli 1865. die landesherrliche Genehmigung ertheilen, 
auch den vorerwaͤhnten Statutnachtrag hierdurch mit der Maaßgabe beſtaͤtigen, 
daß, wenn das projektirte Unternehmen einer direkten Eiſenbahn von Breslau 
bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Warſchau zur Ausführung gelangt, 
und in Oels an die Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn ſich anſchließt, die Verwaltung 
der letzteren verpflichtet iſt, eine direkte Expedition ſowohl der Perſonen als 
der Guͤter zwiſchen Breslau und Warſchau einzurichten und das Durchgehen 
der Perſonen⸗ und Güterwagen zu geſtatten, auch im direkten Verkehr mit der 
Bahn auf Warſchau keine höheren Tarifſaͤtze zu erheben, als ſie bei Trans⸗ 
porten von gleicher Entfernung auf der eigenen Bahn bezieht, endlich auf 
Verlangen des Handelsminiſters einzelne ihr als wichtig zu bezeichnende Artikel 
im Verkehr mit der nach Warſchau fuͤhrenden Bahn zu den Tarifſaͤtzen der 
letzteren zu befoͤrdern. = 
Die gegenwärtige Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde iſt nebft dem 
Statutnachtrage durch die Geſetz⸗Sammlung zu veröffentlichen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 0 
Koͤniglichen Inſiegel. | 
Gegeben Berlin, den 13. November 1865. 


G. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


(Fr. 6213.) Konz 


Nachtrag zum Statute 


der 


b Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft, Behufs Konſtituirung 
ö der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 


f Artikel 1. 


E Folgende Paragraphen des Statuts der Oppeln Tarnowiger Eiſenbahn⸗ 

Geſellſchaft, Allerhoͤchſt beftätigt am 1. Dezember 1856., naͤmlich die 
$$. 1. 2. 4. 5. 6. 7. 9. 12. 13. 14. 21. 22. 23. 24. 26, 28. 30. 31. 
32. 35. 36. 37. 38. 40. 41. 42. 44. 45. 46. 47. 48. 51. 52. 53. 
54. und 55. 

werden hierdurch aufgehoben, und treten an deren Stelle die folgenden 

Beſtimmungen, und zwar ein jeder Paragraph derſelben an Stelle des aufgeho⸗ 

benen Paragraphen gleicher Ziffer. 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 


H. 1. 
Namen und Zweck der Geſellſchaft. 


Die unter der Benennung Oppeln ⸗Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft 
emaͤß Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde vom 1. Dezember 1856. beſtehende 
Aktiengeſellſchaft erweitert hiermit unter Annahme der Firma: „Rechte⸗Oder⸗ 
Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft“ ihr Unternehmen auf den in laͤngſtens vier vom 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem die Allerhoͤchſte Baukonzeſſion ertheilt 
werden wird, laufenden Jahren zu vollendenden Bau und den Betrieb folgender 
Ci.iſenbahnlinien: 
I. von Rolonowska oder Waſſowska über Kreuzburg, Namslau, Oels 
nnach Breslau mit Anſchluß an die dort vorhandenen Eiſenbahnen; 


II. durch eine Linie vom Bahnhofe zu Tarnowitz über Beuthen, Laurahuͤtte, 
Klein⸗Dombrowka, Wilhelminenhuͤtte nach Emanuelſegen zum Anſchluſſe 
an die dortige E mit einer Zweigbahn nach der Kattowitz⸗ 

E Hohenlohehuͤtter Eiſenbahn, ſowie mit einer Zweigbahn zum Anſchluſſe 

Ar. 6213 8 1430 an 


— 1104 — 
an die Warſchau⸗Wiener Eiſenbahn bei Sosnowice, endlich mit einer 
Zweigbahn nach Paulshuͤtte zum Anſchluſſe an die Bahn nach 

Luiſengluͤcksgrube; = Er 
III. durch eine Linie von Emanuelſegen Aber Paprotzan und Pleß nach 
Dziedzitz zum Anſchluſſe an die Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn mit einer 
Zweigbahn von Paprotzan nach Mittel⸗Lazisk und Trautſcholdſegen⸗ 
grube zum Anſchluſſe an dieſe Grube und an die Wilhelmsbahn. 


Das bisherige Unternehmen und die angegebenen Erweiterungen deſſelben 
ſollen vereinigt und als ein einheitliches angeſehen und behandelt werden. 


Die formelle Vereinigung und die Aenderung der Firma ſoll eintreten, 
ſobald der Betrieb der Bahnſtrecke Breslau⸗Kolonowska eroͤffnet iſt. 


Die Geſellſchaft kann aber auch ihr Unternehmen mit Genehmigung des EK 


die vorgenannten Bahnlinien, die älteren wie die neueren, direkt anſchließen 
SE durch Vermittelung fremder Bahnen mit jenen in Zuſammenhang gebracht 
werden. ? 
Die Feſtſtellung der Bahnlinie und Genehmigung der fpeziellen Bau⸗ 
Projekte und Anſchläge gebührt dem Königlichen Miniſterium fuͤr Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten, deſſen Zuſtimmung auch zu jeder Abweichung 
von dem feſtgeſtellten Bauplan erforderlich iſt. 


§. 2. 
Art der Benutzung. 


5 Die Geſellſchaft wird die Transporte auf eigene Rechnung betreiben, je E: 
1 Bedarf mittelſt eines oder mehrerer Geleiſe und mit Dampf oder anderen 
raͤften. 


Sollte in Folge weiterer Vervollkommnungen im Transportweſen eine 


Genehmigung des Staats herſtellen und benutzen. — Sie iſt auch befugt, unter 
Genehmigung der Staatsregierung mit anderen Eiſenbahngeſellſchaften, deren 
Bahnen in direkter Verbindung mit der ihrigen ſtehen, oder angelegt werden, 


ſonſtiger Betriebsvereinigungen zu ſchließen, den Betrieb auf ihrer eigenen Bahn 2 


auf fremden Bahnen zu übernehmen. — Sie kann ferner für ihre Rechnung 
die erforderlichen Einrichtungen zur Beförderung der Perſonen und Guͤter von 
155 er ihren Stationsplaͤtzen treffen, oder ſich bei derartigen Unternehmungen 
etheiligen. ö 


— 


9. % 


Stagts auf den Bau und Betrieb anderer Eiſenbahnen ausdehnen, welche an 


noch beſſere und wohlfeilere Befoͤrderung als auf Eiſenſchienen moͤglich werden, d 
fo kann die Geſellſchaft auch das neue Beförderungsmittel vorbehaltlich dern 


Vertraͤge wegen Benutzung der eigenen oder fremden Bahnen oder wegen 9 


einer anderen Geſellſchaft ganz oder theilweiſe zu uͤberlaſſen, nach Umſtaͤnden 


§. E 
Fonds der Geſellſchaft. 

Das Aktienkapital der bisherigen Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft, 
Di), 8 2,500,000 Rthlr. 
beſteht und durch Emiſſion von 12,500 Stammaktien 8 
A 200 Rthlr. aufgebracht ift, ſoll zur Ausführung der 
projektirten Erweiterungsanlagen und Bauten durch weitere 
Ausgabe von 25,000 Stück Stammaktien à 200 Rthlr., 


demnach dur 8 5,000,000 = 
und durch Emiſſion von 7,500,000 Rthlr. fuͤnfprozentigen 
Prioritaͤts⸗Stammaktin ENEE . 7,500,000 


vergrößert werden, fo daß ſich danach das ganze Aktienkapital 
M auf den Betrag von........ 15,000,000 Rthlr. 
feſtſtellt. 

Ein etwaiger Mehrbedarf wird einſchließlich der Anlagekoſten für die §. 1. 
vorletztes Alinea gedachten etwa zutretenden Anſchlußbahnen unter Ge⸗ 
nehmigung des Staats entweder durch Vermehrung des Aktienkapitals oder 
durch Anleihen aufgebracht. 


L 


3: 
Referve- und Erneuerungsfonds. 


I. Zur Beſtreitung unvorhergeſehener außerordentlicher Ausgaben bei den 

projektirten Erweiterungsbauten und in Folge derſelben nothwendig werdender 
weiteren Anlagen, ſowie zur Deckung der im Laufe der erfien Jahre moglicherweise 
eintretenden groͤßeren Betriebsausgaben und unzulänglichen Betriebseinnahmen 
wird ein Reſerve⸗, Bau- und Betriebsfonds von 500,000 Rthlr. aus 
dem Stammaktien⸗Anlagekapital reſervirt, uͤber welches nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Miniſteriums fuͤr Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten 
disponirt werden darf. S 

? II. Außerdem wird nach Ablauf des erften Betriebsjahres aus dem 
Ertrage des Unternehmens 

a) ein Reſerve⸗ und 
b) ein Erneuerungsfonds 
gebildet. E 
Der Reſervefonds ad a. ift beſtimmt zur Deckung der in außerordent⸗ 

lichen Fallen eintretenden ungewöhnlichen größeren Betriebsausgaben, insbeſondere 
ſolcher, die durch außerordentliche Elementar⸗Ereigniſſe oder durch Unfaͤlle im 
Betriebe verurſacht werden. g 

Dieſer Reſervefonds wird durch Ruͤcklagen aus den Betriebseinnahmen 
gebildet, die mit Zuſtimmung des Staats von der Direktion nach Beduͤrfniß 
Gr. 6218.) feſt⸗ 


feſtgeſetzt werden, aber jährlich ein Zehntel Prozent des Anlagekapitals nicht 

uͤberſchreiten ſollen. FE S 
Cas erfolgen indeß Zuſchuͤſſe aus den Betriebseinnahmen nur ſo lange, 
bis der Reſervefonds die Höhe von 125,000 Rthlr. erlangt hat, und demnaͤchſt 
nur inſoweit als erforderlich, um ihn auf dieſer Hoͤhe zu erhalten. 

Was den Erneuerungsfonds ad b. anlangt, ſo wird derſelbe gemaͤß 
den bei der Staatsregierung beſtehenden allgemeinen Grundſaͤtzen aus den 
Betriebseinnahmen der im Betriebe befindlichen Strecken gebildet. Er iſt 
beſtimmt zur Beſtreitung der Koſten der Erneuerung des Oberbaues und der 
Fahrbetriebsmittel. 


Dem Erneuerungsfonds werden uͤberwieſen: 


a) die Einnahmen aus dem Verkauf des bei der Erneuerung gewonnenen 
alten Materials; 


by ein jährlicher Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, der theils nach der 

Dauer der zu erneuernden Gegenflände nach Prozentſätzen von ihrem 

Werthe, theils der wirklichen mehreren oder minderen Abnutzung ent⸗ 

ſprechend nach den Wagen⸗Achs⸗ und den Lokomotio⸗Meilen berechnet 

wird, welche der Jahresbetrieb aufweiſt. 3 i 

Fur die Dotirung und Verwendung des Reſerve⸗ und Erneuerungs fonds 

bleiben Spezialregulative vorbehalten, welche von fünf zu fünf Jahren von der 

Direktion zu entwerfen und der vorgeſetzten Staatsbehoͤrde zur Genehmigung 
einzureichen ſind. 

Die aus den Betriebseinnahmen der Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahn 
gebildeten Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds werden den neu zu bildenden 
Reſerve⸗ beziehungsweiſe Erneuerungsfonds zugewieſen. ö 

Die bei dem Reſervefonds demnaͤchſt aufkommenden Zinſen werden, 
wenn derſelbe die Hoͤhe von 125,000 Rthlr. erreicht hat, den Betriebseinnahme 

zugeſchlagen. f N e 
i . 05 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate. 


Die Verhältniffe der Geſellſchaft zum Staate werden, außer durch die 
beſtehenden und noch zu erlaſſenden Geſetze, im Allgemeinen durch die zu erthei⸗ 
lende landesherrliche Konzeſſion und das gegenwärtige Statut beſtimmt. 

Insbeſondere aber bleibt 0 N 

1) dem Staate vorbehalten: 


a) die Genehmigung des Bahngeldtarifes und des Frachttarifes 
ſowohl für den Guͤter⸗ als für den Perſonenverkehr, ſowie jeder 

Abaͤnderung der Tarife; f 
b) die Genehmigung, noͤthigenfalls auch Abänderung des Fahrplans; 
c) die Beſtaͤtigung der Wahl des oberſten ee 
| (Spe⸗ 


1 


/ 


(Spezialdirektors), des oberften techniſchen Beamten (Oberingenieurs 
reſp. Betriebsdirektors), welcher die formelle Qualifikation zum 
Koͤniglich Preußiſchen Bauinſpektor beſitzen muß, und des 
Syndikus, ſowie die Genehmigung der denſelben zu ertheilenden 
Geſchaͤftsinſtruktionen ($. 56.). 


2) Zur Ausführung der Beſtimmung über die Benutzung der Eiſenbahnen 

zu militairiſchen Zwecken (Geſetz⸗Samml. für 1843. S. 373.) iſt die 

Geſellſchaft verpflichtet, ſowohl ſich den Beſtimmungen des Reglements 
vom 1. Mai 1861., betreffend die Organiſation des Transports 
größerer Truppenmaſſen auf den Eiſenbahnen, desgleichen für die Be⸗ 
foͤrderung von Truppen, Militair⸗Effekten und ſonſtigen Militair⸗ 
Beduͤrfniſſen auf den Staatsbahnen, endlich der Inſtruktion vom 
1. Mai 1861. für den Transport der Truppen und des Armee⸗ 
Materials auf den Eiſenbahnen, und den kuͤnftigen Abaͤnderungen und 
Ergaͤnzungen dieſer Reglements und Inſtruktion zu unterwerfen, als 
auch Militair⸗Perſonen und Effekten jeglicher Art zu ermaͤßigten Preiſen 
zu transportiren. Bei Normirung der Fahrpreiſe ſollen die niedrigſten 
Preiſe maaßgebend fein, welche die Militairverwaltung mit anderen 
Eiſenbahnen vereinbart hat oder noch vereinbaren wird. 


3) Außer der Uebernahme der unentgeltlichen Beförderung von Poſtſachen 
und Poſtwagen, gemäß $. 36. des Geſetzes vom 3. November 1838., 
H. 9. des Geſetzes vom 5. Juni 1852., $. 5. des Geſetzes vom 
21. Mai 1860., iſt die Geſellſchaft auch verpflichtet, die begleitenden 
Poſtkondukteure und das expedirende Poſtperſonal unentgeltlich zu 
befoͤrdern. 


4) Die Geſellſchaft geſtattet unentgeltlich die Anlage eines Staatstele⸗ 


graphen längs der Bahn unter den von dem Handelsminiſter feſtzuſtel- 
lenden Bedingungen, wird auch auf Verlangen und nach Maaßgabe 
der Anordnung des Handelsminiſters den Eiſenbahntelegraphen zur 
Benutzung von Staats- und Privatdepeſchen mit verwenden. 


5) Die Geſellſchaft hat auch den Anordnungen, welche von den zuſtaͤndigen 


Staatsbehoͤrden wegen polizeilicher Beaufſichtigung der beim Eiſenbahnbau 
beſchaͤftigten Arbeiter getroffen werden, puͤnktlich nachzukommen, und 
die aus dieſen Anordnungen erwachſenden Ausgaben, insbeſondere auch 
die durch die etwaige Anſtellung eines beſonderen Polizei⸗Aufſichtsper⸗ 
ſonals entſtehenden Boite zu tragen. Sie iſt verpflichtet, die noͤthigen 

Zuſchuͤſſe zu den in Gemaͤßheit der Verordnung vom 31. Dezember 1846. 
(Geſetz⸗Samml. für 1847. S. 21.) für die Bauarbeiter einzurichtenden 
Krankenkaſſen zu leiſten. Nicht minder wird die Geſellſchaft den Anfor⸗ 
derungen der zuſtaͤndigen Behörde wegen Genuͤgung des kirchlichen 
Beduͤrfniſſes der beim Bau beſchaͤftigten Beamten und Arbeiter bereit⸗ 
willig Folge leiſten und erforderlichen Falles auch die Tragung der 
dadurch etwa bedingten Koſten uͤbernehmen. 


: ` ö (Nr. 6213.) N 6) Die 


— 


6) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, nach Maaßgabe der jetzt und kuͤnftig 
beſtehenden Grundſaͤtze fuͤr die Staatseiſenbahnen fuͤr ihre Beamten 
und Arbeiter Penſions⸗, Wittwen⸗, Verpflegungs⸗ und Unterſtuͤtzungs⸗ 

kaſſen einzurichten und zu denſelben die erforderlichen Beitraͤge zu leiſten. 


7) Die Geſellſchaft wird die von ihr anzuſtellenden Bahnwaͤrter, Schaffner E 


und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme der eine techniſche Vor⸗ 
bildung Beduͤrfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civil⸗Anſtellungsberech⸗ 
tigung entlaſſenen Militairs des Koͤniglich Preußiſchen Heeres, ſoweit 


dieſelben das fuͤnfunddreißigſte Lebensjahr noch nicht zuruͤckgelegt haben, E: 


wählen. 
Sofern der Staat wegen des von ihm nicht anerkannten Widerſpruchs⸗ 


rechts der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft gegen die Anlage der EK 


neuen Bahn im Oberſchleſiſchen Bergwerks- und Huͤttenreviere zu einer 
Entſchaͤdigung im Wege Rechtens verurtheilt werden ſollte, uͤbernimmt die 


Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft die Leiſtung dieſer Entſchaͤdigung. $ 


H. 7. 
Verwaltung und Verfaſſung. 
Die Intereſſen der Geſellſchaft werden wahrgenommen: 


a) durch die Geſammtheit der Aktionaire in der Generalverſammlung (H. 25.) K 


p) durch den Verwaltungsrath (H. 37), beſtehend aus: 
aa) dem Aufſichtsrathe mit 13 Mitgliedern und 4 Stellvertretern, 
bb) der Direktion mit 8 Mitgliedern und 3 Stellvertretern; 


e) durch Beamte. 


1 


H. 9. 
Oeffentliche Bekanntmachung. 


Die nach dieſem Statut erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen find 4 


in folgenden öffentlichen Blättern: 
1) dem Preußiſchen Staatd- Anzeiger, 
2) der Schleſiſchen Zeitung, 
3) der Breslauer Zeitung, 
4) der Schleſiſchen Provinzial⸗Zeitung, und 
5) der Berliner Boͤrſen⸗Zeitung 
abzudrucken. f 


der vorgenannten Blätter mit mindeſtens dreitaͤgiger Zwiſchenzeit zu 


deren rechts verbindlicher Publikation. 


Sofern für einzelne Bekanntmachungen nicht ein Anderes ausdrücklich 
vorgeſchrieben, genügt ein zweimaliger Abdruck der Bekanntmachung in jedem 


KE: 


Beim 


Beim Eingehen des einen oder anderen der vorgenannten Blätter genugt 
die Bekanntmachung in den uͤbrigen, bis die naͤchſte Generalverſammlung uͤber 
die Wahl eines anderen Blattes an Stelle des eingegangenen Beſchluß gefaßt hat. 


B. Beſondere Beſtimmungen. 
L Von den Aktien, Zinſen und Dividenden. 


$. 12, 
Ausfertigung der Aktien ıc, 
a) Die Stammaktien betreffend. 


| Die neuen Stammaktien werden in Stuͤcken von je 200 Rthlr., konform 
„den alten, nach der Anlage B. ſtempelfrei ausgefertigt, und zwar von der 
, laufenden Nummer 12,501. anfangend. . 
Rz Die Aktien ſollen auf den Inhaber lauten und find untheilbar. Jede 
derſelben wird mit dem Fakſimile der Unterſchrift zweier Mitglieder der Direktion 
verſehen und vom Hauptrendanten der Geſellſchaft gegengezeichnet. 
Ke Die nach Beilage A. ausgefertigten Stammakkien der Oppeln⸗Tarnowitzer 
Eiſenbahngeſellſchaft werden mit den neu auszufertigenden Stammaktien der 
Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn zu dem im H. 1. bezeichneten Termine der Firma⸗ 
aͤnderung identiſch. = 
Die Oppeln⸗Tarnowitzer Stammaktien koͤnnen nach Wahl des Verwaltungs⸗ 
rathes entweder gegen, zu dieſem Behufe unter denſelben Nummern anzufertigende, 
auf den Namen der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn lautende, neue Stammaktien 
umgetauſcht, oder auch blos zur Verifikation durch einen entſprechenden Vermerk 
abgeſtempelt werden. 


5 b) Die Prioritäts⸗ Stammaktien ($. 4.) betreffend. 


Dieſe werden nach dem Formulare C. und genau unter denſelben 
„Bedingungen dieſes und der gg. 13—20., welche für die Stamm- 


D 
aktien und ihre Zeichner beziehungsweiſe Inhaber feſtgeſetzt find, 


aus gegeben. Dieſelben werden, von Nr. 1. anfangend, für ſich beſonders 
numerirt. 

KE Die in den ep, 21. 23. und 24, wegen ber Zinſen während der Bauzeit, 
wegen der Ausgabe von Dividendenſcheinen und fuͤr den Fall des Verluſtes 
und der Beſchaͤdigung von Aktien, Dividendenſcheinen und Talons getroffenen 
Febſtſetzungen ſollen auch für die Prioritaͤts-Stammaktien, beziehungsweiſe deren 
Dividendenſcheine und Talons gelten. SEH 
Jahrgang 1865. (Nr. 6213.) i 144 $. 13. 


Anerkenntnißſcheine und Quittungsbogen Ce 
S Bis zur Volleinzahlung der neuen Aktien konnen Behufs der Beſcheinigung 
der Zeichnung und der erſten ſowie der folgenden Einzahlungen Anerkenntniſſe 
und Quittungsbogen ausgegeben werden; uͤber die Form und Einrichtung der⸗ 
ſelben macht der Geſellſchaftsvorſtand das Erforderliche bekannt. 

Nach erfolgter Entlaſſung der urſprunglichen Zeichner aus der perſoͤnlichen 
Verbindlichkeit gegen die Geſellſchaft ($. 15.) iſt jeder Vorzeiger eines die fruͤher 
berichtigten Einſchuͤſſe nachweiſenden Quittungsbogens als deſſen Eigenthuͤmer 
legitimirt. 

N $. 14. 
Einzahlungen der Aftienbeträge. 


8 Der Geſellſchaftsvorſtand beſtimmt das Verfahren bei den Einzahlungen, 
die Zeit und den Ort derſelben und deren Hoͤhe; nur duͤrfen die einzelnen 
Ausſchreibungen 40 Prozent der Zeichnungsbetraͤge nicht überfteigen. 
Die Einforderung der Einzahlungen geſchieht gemaͤß Artikel 221. des 
Dieutſchen Handelsgeſetzbuches durch dreimalige Bekanntmachung in den H. 9. 
bezeichneten Blaͤttern dergeſtalt, daß die letzte Inſertion mindeſtens vier Wochen 
vor dem letzten Einzahlungstage erfolgen muß. 
Der Geſellſchaftsvorſtand iſt auch berechtigt, aber nicht verpflichtet, anſtatt 
Ratenzahlungen Vollzahlungen auf die gezeichneten Aktienbetraͤge anzunehmen 
und fuͤr dieſe die Aktien auszugeben. > 


WÉI 21. 
Zinfen während der Bauzeit. 


Die Einſchuͤſſe auf die neuen Aktien werden von dem in der Ausſchreibung 
beſtimmten erſten Einzahlungstage ab bis zum Schluſſe des Kalenderquartals, 
in welchem die ganze Bahn vollſtaͤndig hergeſtellt und in Betrieb geſetzt ſein 
N wird, mit fünf Prozent jährlich verzinſt; ebenſo die voll eingezahlten Aktien 
Aund die bisherigen Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahnaktien, und zwar dieſe vom 
Ablaufe des Kalenderquartals ab, in welchem die Konzeſſion fuͤr die neuen 
Linien erfolgt. . 
Die Zinſen werden aus dem Baukapital entnommen. Demſelben fließen 
dagegen die bis zu jenem Zeitpunkte aus dem Betriebe aufkommenden Rein⸗ 
ertrage zu. Die Berichtigung der Zinſen erfolgt bis zur letzten Theilzahlung 
durch Abrechnung auf die jedesmaligen ferneren Theilzahlungen; die uͤber die 
letzteren auf dem Quittungsbogen zu vermerkenden Beſcheinigungen enthalten 
daher zugleich den Beweis der erfolgten Berichtigung der von den früheren 
Einſchuͤſſen bis dahin aufgelaufenen Zinſen. a f 
Diurch Ceſſion eines Quittungsbogens wird das Recht auf die Zinſen 
der Einſchuͤſſe ohne Weiteres mit übertragen, | 7 0 


ES 


Dividenden und deren Feſtſtellung. 


Mit Ablauf des Kalenderquartals, in welchem die Bahn vollſtaͤndig 
fertig und in ihrer ganzen Ausdehnung in Betrieb geſetzt wird, hoͤrt die Ver⸗ 
zinſung aus dem Baukapitale auf. Die Betriebsrechnung des zwiſchen dem 
gedachten Quartalsablauf und dem naͤchſtfolgenden Jahresablauf liegenden Zeit⸗ 
raumes wird mit der des folgenden Betriebsjahres vereinigt. Demnaͤch ſt bildet 
das Kalenderjahr das Rechnungsjahr fuͤr den Betrieb. 


Der aus dem Unternehmen bei dem jedesmaligen Abſchluſſe der Betriebs⸗ 
rechnung ſich ergebende Reinertrag wird nach Maaßgabe der folgenden Be⸗ 
ſtimmungen vertheilt: 

1) Aus dem Ertrage des Unternehmens werden zunaͤchſt die Verwaltungs⸗ 


Unterhaltungs-, Betriebs- und ſonſtigen Ausgaben, ſowie alle auf dem 
Unternehmen haftenden Laſten beſtritten. 


2) Sodann wird der im H. 5. gedachte jaͤhrliche Betrag zu dem Reſerve⸗ 


und Erneuerungsfonds vorweggenommen; und 


3) der Ueberreſt wird auf ſaͤmmtliche Stamm⸗ und Prioritaͤts⸗Stamm⸗ 
aktien in der Art vertheilt, daß bis auf Hoͤhe von fuͤnf Prozent die 
letzteren in der Verzinſung vorangehen, und erſt wenn auch die Stamm⸗ 
aktien fuͤnf Prozent pro anno erhalten haben und noch ein Ueberſchuß 
disponibel iſt, dieſer auf ſaͤmmtliche Stamm⸗ und Prioritaͤts⸗-Stamm⸗ 
aktien ohne Unterſchied gleichmaͤßig abgegeben wird. 


Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, nach Ablauf jeden Jahres eine Bilanz 


fuͤr das abgelaufene Geſchaͤftsjahr zu ziehen und durch die Geſellſchaftsblaͤtter a 


innerhalb der erſten ſechs Monate des neuen Jahres zu veroͤffentlichen (vergl. 
$. 239. des Deutſchen Handelsgeſetzbuches). 


Die Grundſaͤtze der Bilanz muͤſſen den fuͤr die Feſtſtellung des Rein⸗ 


ertrages angegebenen Grundſaͤtzen entſprechen. 
In der Bilanz werden alle Einnahmen des betreffenden Jahres nach 


ihrem Baarbetrage, etwaige Ausſtaͤnde nach ihrem Nominalbetrage, inſofern fie 


aber unſicher ſein ſollten, nach gewiſſenhafter Schätzung von Seiten der Di⸗ 


rektion, und noch vorhandene Baumaterialien und Vorraͤthe nach dem Koſten⸗ 


preiſe und bei eingetretener Werthverminderung unter Beruͤckſichtigung derſelben 
als Aktiva angeſetzt. Dagegen kommen als Paſſiva in Anſatz alle Ausgaben, 
die im Laufe des Jahres entſtanden und nicht aus dem Reſerve⸗ oder Er⸗ 


Gre neuerungsfonds ($. 5.) zu beftreiten geweſen find, mit Einſchluß der etwa am 
Jahresſchluſſe verbliebenen Ruͤckſtaͤnde. i 


Uebrigens iſt die Form der Bilanz von der Direktion zu beſtimmen, vom. 


Aufſichtsrathe aber zu genehmigen, welchem letzteren auch die Prüfung der 


Bilanz obliegt. 


er. 6213.) : 4144* Die 


H 
"` 


Em 8 ie Bilanz ift innerhalb der 
an die Staatsbehoͤrden einzureichen (Nr. 12. $ 
Handelsgeſetzbuch vom 24. Juni 1861.). 


N H. 23. 
Dividendenſcheine. 


Mit jeder Aktie werden für fünf Jahre Dividendenfcheine ausgereicht 

und denſelben Talons beigefügt (Beilage D. und E.). Nach Einlöfung des 

9/ letzten Dividendenſcheins wird gegen Abgabe des Talons eine neue Folge 

S von Dividendenſcheinen für fuͤnf Jahre nebſt Talon ausgegeben und in dieſer 
Weiſe fortgefahren. 

Die Divivendenfcheine und Talons werden mit den Unterſchriften zweier 
Mitglieder der Direktion und des Hauptrendanten in Fakſimile, wie mit dem 
Stempel der Geſellſchaft verſehen. 

Dioidendenſcheine, welche innerhalb vier Jahren, vom Verfalltage ab 
gerechnet, nicht erhoben werden, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 


H. 24. 


Oeffentliches Aufgebot und Mortifizirung, Erſatz beſchaͤdigter 
N Aktien, Verluſt von Talons x. 5 


Nicht annullirte Quittungsbogen, ruͤckſichtlich deren die urſpruͤnglichen 
Inhaber bereits aus der Verbindlichkeit entlaſſen worden (H. 15.), und Aktien 
muͤſſen, wenn ſie angeblich vernichtet oder verloren worden, von dem Inhaber 
den Koſten öffentlich aufgeboten und mortifizirt werden, bevor ſie erſetzt 
werden. i 
Der Gerichtsſtand für dieſe Aufgebote ift das Koͤnigliche Stadtgericht 
zu Breslau. g 
Ein oͤffentliches Aufgebot und eine Mortifikation von Dividendenſcheinen 
iſt auch in Verbindung mit der Mortifikation der Aktie ſelbſt nicht zulaͤſſig. 
Die Betraͤge vernichteter oder verloren gegangener Dividendenſcheine werden 
aber auch nach Ablauf der im $. 23. angegebenen Verjaͤhrungsfriſt, ſofern ſie 
nicht inzwiſchen bereits realiſirt worden, dem Inhaber der betreffenden Aktie, wenn 
er den Verluſt vor Eintritt der Verjaͤhrungszeit bei der Geſellſchaftsdirektion 
ſchriftlich angemeldet und den Beſitz durch SEET der betreffenden Aktie 
beſcheinigt hat, gegen Ruͤcklieferung der uͤber die Anmeldung zu ertheilenden 
Beſcheinigung ausgezahlt. 
Sind Aktien, Talons oder Dividendenſcheine zwar nicht verloren, aber 
beſchaͤdigt, jedoch in ihrem weſentlichen Theile noch dergeſtalt erhalten, daß 
Aber ihre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, fo iſt die Direktion ermaͤchtigt, 
gegen Einlieferung der beſchaͤdigten Papiere neue gleichartige Papiere auf Koſten 
des Inhabers unter gleicher Nummer auszufertigen und auszureichen. 
Verlorene Talons können nicht amortiſirt werden. Wenn der Beſitzer 
einer Aktie den Verluſt des zugehörigen Talons anmeldet, ſo wird der Es 
Wi 12 


Dividendenſcheinbogen fo lange, bis Aktie und Talon gleichzeitig praͤſentirt wer⸗ 
den, laͤngſtens aber ein volles Jahr nach der erſten Ausgabe jener, bei der 
Geeſellſchaftskaſſe zuruͤckgehalten. a e 
; Die Aushaͤndigung einer neuen Folge von Dividendenfcheinen nebſt Talon 


ohne Ruͤckgabe des vorhergegangenen Talons kann gegen Vorzeigung der 
Aktie erfolgen, wenn ? 


a) feit der erften Ausgabe der neuen Folge von Dioidendenſcheinen min⸗ 
S deſtens ein Jahr vergangen und in dieſer Zeit Fein Anderer die neuen 
E KRuponbogen auf Grund des betreffenden Talons beanſprucht hat, 


bp) vor einem Notar die Aktie unter der Verſicherung des Aktionairs, daß 
der Talon verloren gegangen, praͤſentirt und 


c) das notarielle Atteſt hieruͤber eingereicht worden. 


Falls aber die Ausgabe der neuen Folge von Dividendenſcheinen gegen | 


Einloͤſung des betreffenden Talons bereits erfolgt ift, verliert der Aktionair 
jeden weiteren Anſpruch. Andererſeits verliert der ſpaͤtere Produzent des 
Talons jeden weiteren Anſpruch, wenn der vorſtehenden Beſtimmung gemaͤß 
eine neue Folge von Dividendenſcheinen nebſt Talon auf Grund der Aktien⸗ 
präͤſentation ausgegeben worden iſt. 

5 Entſteht zwiſchen dem Inhaber einer Aktie und dem ihres Talons ein 
Streit über den rechtmäßigen Anſpruch an die neue Folge von Dividenden⸗ 
ſcheinen ꝛc., fo wird dieſelbe bis zur guͤtlichen oder richterlichen Ausgleichung 
des Streites zuruͤckgehalten. . 


II. Von den Generalverfammlungen. 


H. 26, 
Ordentliche Generalverſammlungen. 
o Ordentliche Generalverſammlungen finden jährlich im zweiten Kalen⸗ 
derquartale ſtatt. Regelmäßige Gegenſtaͤnde der Berathung und Beſchluß⸗ 
faſſung derſelben ſind: 5 
1) Erſtattung des Berichts der Direktion über die Geſchaͤfte des verfloſſe⸗ 
nen Jahres unter Vorlegung des Rechnungsabſchluſſes dieſes Jahres; 
2) Erſtattung des Berichts des Aufſichtsrathes über die Prüfung des 
b Rechnungsabſchluſſes des verfloſſenen Jahres; 
3) Entſcheidung Aber die vom Aufſichtsrathe gegen den Rechnungsabſchluß 
gezogenen Monita und Ertheilung der Decharge; 
4) Wahl der neu eintretenden Mitglieder des Verwaltungsrathes und Stell⸗ 
vertreter, reſp. Entlaſſung eines Mitgliedes der Direktion oder Stell⸗ 


5 vertreters im Fall des H. 51; ; 
Gr. 6213) 5) Be⸗ 


eſchlußnahme gen Angelegenheiten, welche der General- 


> ngelegenheiten, wel | 
verſammlung von dem Verwaltungsrathe, dem Aufſichtsrathe, der Dir 
tion oder einzelnen Aktionairen zur Entſcheidung vorgelegt werden. 


8 


ſchluß faßt, daß eine 

Handelsgeſetzbuches). r i 
In der Einladung muß der Gegenſtand der zu verhandelnden Geſchaͤfte 

kurz angedeutet werden. SS 


$. 30. 
Stimmenzaͤhlung bei den Generalverſammlungen 


Die Stamm⸗ und die Prioritaͤts⸗Stammaktien berechtigen gleichmaͤßig 
zum Stimmrecht. 5 3 e 

Nur die Beſitzer von zehn und mehr Aktien find in der Generalverſamm⸗ 
lung ſtimmberechtigt. SS 


Das Stimmrecht wird in folgendem Verhaͤltniß ausgeübt: f 
a) von zehn bis Einhundert Aktien auf jede zehn Aktien Eine Stimme, 


b) für die Aktien, welche Jemand uͤber die Zahl von Einhundert hing 
beſitzt, bis zu Eintauſend Aktien, auf jede zwanzig Aktien Eine Stimm 
und foll für die Aktien, welche Jemand über die Zahl von Eintauf 
hinaus beſitzt, ein Stimmrecht nicht ausgeuͤbt werden. ? 


Hiernach kommen den Beſitzern von Eintauſend und mehr Aktien fuͤn 
undfuͤnkzig Stimmen zu. Bei Zählung der Aktien reſp. Quittungsbogen 
Feſtſtellung der Stimmberechtigung werden die eigenen mit denen der Mach! 
geber zuſammengerechnet. ` 


H. 31. 
Legitimation der Stimmberechtigten. 


Zur Theilnahme an der Generalverſammlung ſind nur diejenigen Aktion 
berechtigt, welche ſpaͤteſtens dreimal vierundzwanzig Stunden vor der Verſamm 
lung ihre Aktien oder die auf ihren Namen lautenden oder ihnen eedirte 
Quittungsbogen reſp. Anerkenntnißſcheine bei einer der Geſellſchaftskaſſen ode 


Pr. 
Ve Ze dë 


"ei 


bei den vom Berwaltungsrathe bei Einberufung der Oeneraloerſammlung zu 


bezeichnenden Bankhaͤuſern und anderen öffentlichen Inſtituten beponiven, 


nigungen von Staats⸗ und Kommunal-Behörden und ⸗Kaſſen über bei denſelben 


Die Stelle der wirklichen Depoſition vertreten auch amtliche Beſchei⸗ 


als Depoſitum befindliche Quittungsbogen oder Aktien. 


Bei der Deponirung der Aktien (oder letzterer Beſcheinigung) muß jeder 


Aktionair ein mit feinem Namen verſehenes Verzeichniß der Nummern feiner 


Aktien reſp. Quittungsbogen und Anerkenntnißſcheine in geordneter Reihenfolge, 
und zwar in doppeltem Exemplar, übergeben. Das eine Exemplar geht Be⸗ 
hufs der Kontrole zu den Akten der Geſellſchaft, das andere wird von der Ge⸗ 


ſellſchaftskaſſe oder dem mit der Deponirung betrauten Bankhauſe mit dem 


Vermerk der erfolgten Depoſition und der daraus reſultirenden Stimmenzahl 


dem Deponenten zurückgegeben, und dient daſſelbe als Einlaßkarte zur General⸗ 


verſammlung, auf Grund deren dem Inhaber die entſprechende SE von 


Stimmzetteln, welche mit dem Stempel der Geſellſchaft zu verſehen ſind, ver⸗ 
abfolgt wird. 

Auch erfolgt gegen Rückgabe dieſes Duplikatverzeichniſſes die Aushaͤndi⸗ 
gung der deponirken Aktien, Quittungsbogen und Anerkenntnißſcheine. 
SC Ein numeriſch geordnetes Verzeichniß der deponirten Aktien mit An⸗ 
gabe ihrer Deponenten, ſswie des von jedem derſelben deponirten Geſammt⸗ 


betrages wird vor Eroͤffnung der Generalverſammlung von der Direktion ge⸗ 


fertigt und dem Generalverſammlungs⸗Protokolle durch den Syndikus annektirt. 
S Alles weitere formelle Verfahren bei der Deponirung zu beflimmen, bleibt 
dem Verwaltungsrathe vorbehalten. 5 
H. 32. 
Vertretung in den Generalverſammlungen. 


Es iſt jedem Aktionair geſtattet, ſich durch einen mit ſchriftlicher Voll⸗ 


macht verſehenen, aus der Zahl der übrigen Aktionaire gewaͤhlten Bevoll⸗ 
maͤchtigten vertreten zn laſſen. s 8 SC 

Së Die Richtigkeit der Vollmacht zu pruͤfen, iſt der Verwaltungsrath be⸗ 
rechtigt, aber nicht verpflichtet. 2 

Eeein Ehemann bedarf zur Vertretung feiner Frau keine beſondere Vollmacht. 


"8 Moraliſche Perſonen Tonnen durch ihre verfaſſungsmaͤßigen Repraͤſentanten, 
Handlungshaͤuſer durch ihre Prokuratraͤger, Minderjährige durch ihre Vor⸗ 
muͤnder vertreten werden, ohne daß dieſe Vertreter Aktionaire zu ſein brauchen. 


$. 35. 
Wahl der Mitglieder des Ver waltungsrathes. 


Bei der Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes „ reſp. der beiden 
Sektionen deſſelben, Direktion und Aufſichtsrath, findet in den jährlichen ordent⸗ 
lichen Generalverſammlungen folgendes Verfahren ſtatt: 
a4) Die Wahl erfolgt durch ein vierfaches Skrutinium, ſo daß zunaͤchſt die 
d (Nr. 6213.) . Mit⸗ 


ieder der Direktion, ſodann 


Mitglieder der Direftion, fobann deren Stellvertreter, hierauf die Mie 
glieder des Ausſchuſſes, und endlich deren Stellvertreter gewaͤhlt werden. 
b) Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, auf deren jeden eine der Zahl 
der zu Erwaͤhlenden gleiche Zahl Namen wahlfaͤhiger Geſellſchafts⸗ 
mitglieder zu ſetzen iſt. 1 | BER 
c) Stimmzettel, welche formell ungültig find, bleiben ebenſo, wie unſtatt⸗ 
hafte Wahlen, unberuͤckſichtigt. E 
d) Der Vorſitzende ernennt aus der Verſammlung Kommiſſarien, welche 
unter Zuziehung des Syndikus oder deſſen Stellvertreters die Stimm⸗ 
1 0 ſammeln, pruͤfen und die Reſultate der Abſtimmung zuſammen⸗ 
ſtellen. d SS 
e) Als erwaͤhlt werden diejenigen erachtet, welche nach Inhalt der be⸗ 
treffenden Stimmzettel die größte Anzahl der Stimmen und zugleich 
die abſolute Stimmenmehrheit erhalten haben. ES 


) Bei eintretender Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 2 


Sollte Einer oder Mehrere der zu Mitgliedern des Verwaltungsrathes 
Gewaͤhlten die Annahme des Amtes ausſchlagen, was angenommen wird, 
ſofern fie ſich binnen acht Tagen nach geſchehener Notiſizirung der Wahl nicht 
ſchriftlich zur Annahme bereit erklart haben, fo ruͤcken die bezuͤglichen Stell⸗ 
vertreter nach der Reihenfolge der erhaltenen Stimmenzahl ein, und in das 
Amt der Stellvertreter treten in gleicher Weiſe diejenigen ein, welche nach 
den gewählten Stellvertretern die meiſten Stimmen erhalten haben. DS 


H. 36. 
Protokoll. 


Das tiber die Verhandlung jeder Generalverſammlung aufzunehmende 
Protokoll wird gerichtlich oder notariell aufgenommen und von den anweſenden 
Mitgliedern des Verwaltungsrathes und von fuͤnf ſonſtigen Aktionairen (we 
ſoviel bei der Unterſchrift nicht anweſend ſein ſollten, von ſaͤmmtlichen dann 
noch anweſenden Aktionairen) unterſchrieben. 1 

Das Protokoll hat vollkommen beweiſende Kraft fuͤr den Inhalt der 
von der Geſellſchaft gefaßten Beſchluͤſſe. 


III. Von den Repräſentanten und Beamten der Geſellſchaft. 
Gë a. Dom Verwaltungsrathe. 2 
SE a 37, „ 
Zweck und Umfang des Verwaltungsrathes. 


a Der Verwaltungsrath hat die Intereſſen der Geſellſchaft wahrzunehmen 
inſoweit dies nicht der Generalverſammlung obliegt. Derſelbe zerfällt "a 


E — ee SE EE 
Sektionen, die Direktion einerſeits, welche als Geſellſchaftsvorſtand in 
Gemaͤßheit der handelsgeſetzlichen Vorſchriften zu fungiren beſtimmt iſt, und 


E: dem Aufſichtsrathe, welchem die Kontrole der Direktion obliegt. 


Die Zuſammenſetzung des Verwaltungsrathes erfolgt durch Wahl von 
Mitgliedern und Stellvertretern aus der Zahl der Aktionaire in den regel⸗ 

mäßigen Generalverſammlungen, nach Maaßgabe des H. 35. 
Die Anzahl der von der Generalverſammlung zu erwaͤhlenden Mitglieder 


des Verwaltungsrathes wird auf 21, die der Stellvertreter derſelben auf 7 


feſtgeſetzt. 
5 e 
Wahlfaͤhigkeit zum Verwaltungsrathe. 


Mindeſtens fuͤnf Mitglieder der Direktion und fuͤnf Mitglieder des 
Aufſichtsrathes und ſaͤmmtliche Stellvertreter ſollen am Sitze der Geſellſchaft, 
alle uͤbrigen Mitglieder innerhalb Preußens ihren Wohnſitz haben. — Hierauf 
muß bei den Wahlen und Ergaͤnzungswahlen Ruͤckſicht genommen werden. 

Jedes zu waͤhlende Mitglied des Verwaltungsrathes muß im Beſitze 
von 2000 Rthlr. Stammaktien ſein, ebenſo jeder Stellvertreter. Dieſe Aktien 
find für die Dauer des Amtes bei der Geſellſchaftskaſſe niederzulegen. 


Nicht wahlfaͤhig fuͤr den Verwaltungsrath ſind: 
a) Beamte der Geſellſchaft; 


p) Minderjährige und unter Kuratel ſtehende Perſonen, ſowie diejenigen, 
welche ihre Zahlungen eingeſtellt und ſich nicht vollſtaͤndig mit ihren 
Glaͤubigern regulirt haben; 


c) diejenigen, denen der Vollbeſitz der buͤrgerlichen Ehrenrechte mangelt. 


Fur die nächſten Verwaltungsjahre werden wegen Zuſammenſetzung des 
Verwaltungsrathes abweichende Beſtimmungen in Artikel 3. getroffen. 


H. 40. 
Verſammlungen und Beſchluͤſſe. 


Der Verwaltungsrath beſtimmt ſeine Sitzungstage; außerdem aber ver⸗ 
ſammelt ſich der Verwaltungsrath ſo oft, als es der Vorſitzende für noͤthig 
erachtet, oder fünf Mitglieder unter Angabe der Gruͤnde es verlangen. Die 
Slitzungen finden in der Regel in Breslau ſtatt, koͤnnen aber nach Ermeſſen 
des Vorſitzenden auch auf einer der Stationen, welche die nach H. 1. zu erbauende 
Eiſenbahn beruͤhrt, abgehalten werden. 8 

Guͤltige Beſchluͤſſe koͤnnen nur mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt 
werden; fuͤr den Fall der Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzen⸗ 
den den Ausſchlag. ei 

Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenig⸗ 
ſtens elf Mitgliedern einſchließlich der Stellvertreter erforderlich, unter denen 
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wiederum mindeſtens fünf der Direktionsmitglieder (einfchließlich der Stell⸗ 
vertreter und des den Vorſitz fuͤhrenden Mitgliedes) ſich befinden mëtten, | 
Die zu den Verſammmlungen einberufenen Stellvertreter find nur in⸗ 
ſoweit zur Abſtimmung berechtigt, als es an wirklichen Mitgliedern fehlt und 
treten für bieten Fall nach der Reihenfolge der Stimmenzahl ein, 
welche ſie bei ihrer Wahl erhalten haben. a 
Mitglieder oder deren Stellvertreter, welche bei dem Gegen: 
ſtande der Berathung ein Privatintereſſe haben, muͤſſen ſich bei 
der Abſtimmung entfernen. 
Das Protokoll fuͤhrt der Syndikus oder deſſen Stellvertreter. 


H. 41. 
Reſſort des Verwaltungs rathes. 


Zur Berathung und Beſchlußnahme des Verwaltungsrathes gehören: 


1) die Beſtimmung der Einzahlungen auf die Aktien und deren Aus⸗ 
ſchreibung (H. 14.) : 


2) die Beflimn-ung wegen Entlaffung der urſpruͤnglichen Aktionaire aus 
der perſoͤnlichen Verbindlichkeit (§. 15.); b 


3) die Beſtimmung der nach $. 16. gegen ſaͤumige Einzahler anzumen 
denden Maaßregein; = 


4) Wahl der im $. 56. bezeichneten Oberbeamten, ſowie Feſtſtellung und 
Genehmigung der mit denſelben von der Direktion abzuſchließenden 
Dienſtvertraͤge und zu ertheilenden Dienſtinſtruktionen, desgleichen Feſt⸗ 
ſtellung der Inſtruktionen fuͤr die Verwaltung der Hauptkaſſe; 


5) Anlage eines zweiten Bahngleiſes, ſowie alle in $. 29. sub 1—7. ge 
nannten, demnaͤchſt noch zum Beſchluß der Generalverſammlung zu 
bringende Gegenſtaͤnde; 


6) Beſtimmung über die Hoͤhe der jaͤhrlichen Dividende; 


7) Berathung ſolcher Vorlagen der Direktion und des Aufſichtsrathes, 
welche, ob zwar zum Reſſort der erſteren oder des letzteren gehörig, Dës 
ziehungsweiſe von der Direktion oder dem Aufſichtsrathe an den Ver⸗ 
waltungsrath Behufs einer Begutachtung oder Beſchlußfaſſung uͤber⸗ 
wieſen worden; Beſchlußfaſſung uͤber die etwa noͤthig werdenden An⸗ 
traͤge und Erlaſſe an die Direktion, den Aufſichtsrath und die Ge⸗ 
neralverſammlung. N f 


Die vom Verwaltungsrathe ausgehenden Schriftſtuͤcke werden in der 
Ausfertigung vom Vorſitzenden oder feinem Stellvertreter rechtsguͤltig voll⸗ 
zogen; in Behinderung beider von einem durch den Verwaltungsrath delegirten 
zeitweiligen Vertreter. sa a 


E 
- 
3 
2 
L 
2 . 
5 
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§. 42. 
Dauer des Amtes der Mitglieder des Verwaltungsrathes. 


Die Amtsdauer der durch die Generalverſammlung erwählten Mitglieder 
des Verwaltungsrathes iſt in der Regel eine ſechsjaͤhrige. 


Waͤhrend der Zeit der projektirten Neu⸗ und Erweiterungsbauten, und 
zwar bis zur vollen Eroͤffnung des Betriebes derſelben, ſind jedoch die Ueber⸗ 
gangsbeſtimmungen maaßgebend. ) 


Zwei Jahre nach Ablauf des Jahres, in welchem die volle Betriebs— 
eroͤffnung ſtattgefunden hat, ſcheiden von den interimiſtiſchen Verwaltungsraths⸗ 
Mitgliedern aus und werden in der naͤchſtfolgenden ordentlichen Generalverſamm⸗ 
lung neue gewählt: 


5 Mitglieder des Aufſichtsrathes, 
2 Stellvertreter, 

3 Mitglieder der Direktion, 

1 Stellvertreter. b 


Nach Ablauf weiterer zwei Jahre ſcheiden wiederum aus: 


4 Mitglieder des Aufſichtsrathes 
1 Stellvertreter, g 
3 Mitglieder der Direktion und 
1 Stellvertreter. 


Nach Ablauf von wiederum zwei Jahren ſcheiden aus die uͤbrigen: 


4 Mitglieder des Aufſichtsrathes, 
1 Stellverteter, 

2 Mitglieder der Direktion und 
1 Stellvertreter. 


In dem Turnus der erſten ſechs Jahre entſcheidet uͤber das Ausſcheiden 
das Loos, ſpaͤter findet das Ausſcheiden der Mitglieder in derſelben Folge ſtatt, 
wie ſie durch Verlooſung im erſten Turnus feſtgeſetzt worden iſt. 


Scheidet ein Mitglied durch Tod oder aus anderen Urſachen aus 


dem Verwaltungsrathe, ſo tritt an deſſen Stelle fuͤr den Reſt ſeiner Amtsdauer 
der aͤlteſte Stellvertreter als wirkliches Mitglied in den Verwaltungsrath und 


hat der Verwaltungsrath das Recht, aus den Aktionairen für den Reſt der 
Amtsdauer jenes Stellvertreters einen anderen Stellvertreter zu waͤhlen, welche 
Beſtimmung auch fuͤr den Fall gilt, daß ein Stellvertreter auf andere Weiſe 
ausgeſchieden iſt. a 


Ausſcheidende⸗ Mitglieder und Stellvertreter ſind wieder waͤhlbar. 
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SE 


AUlnentgeltliche Geſchaͤftsfuhrung beziehungsweiſe Befoldung. 
Die Mitglieder des Aufſichtsrathes erhalten weder Gehalt noch Remu 


gergtionen, ſondern nur Erſtattung für Auslagen und Koſten. 

Die Direktion erhält von den Reinertraͤgen des Geſchaͤfts eine Tantieme 
vom Einem Prozent, welche an die einzelnen Mitglieder nach Maaßgabe ihrer 
Betheiligung an den Sitzungen vertheilt wird. Die Stellvertreter werden 
hierbei inſoweit mit beruͤckſichtigt, als ſie wirkliche Mitglieder vertreten haben. 


b. Von der Direktion Vorſtand) insbeſondere. 


§. 45. 
Zuſammenſetzung. | 
Die Direktion beſteht gemäß H. 7. aus acht wirklichen Mitgliedern nebſt 


drei Stellvertretern. NEE 
Die Stellvertreter find berechtigt, den Verhandlungen beizuwohnen und 
haben bei temporaͤrer Behinderung einzelner Mitglieder fuͤr dieſe, auf die Dauer 


der Behinderung, mit Sitz und Stimme einzutreten. 


$. 46. Ge 
Der Vorſitzende der Direktion. E 


Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes und deſſen Stellvertreter ſin 

zugleich Vorſitzende der Direktion; auf ihre Funktionen als ſolche finden di 
Beſtimmungen des F. 39. Anwendung. = 

Sollte der Vorſitzende, ſowie der regelmäßige Vertreter zufällig verhinder 

ſein, das Praͤſidium zu fuͤhren, ſo ernennt die Direktion einen interimiſtiſche 
Vorſitzenden für die Dauer der Verhinderung. ; 

Die von der Direktion ausgehenden Schriftſtuͤcke werden vom Vorſitzenden 

i feinem regelmaͤßigen Stellvertreter oder einem dazu delegirten Direktionsmitglied 
oder einem Bevollmaͤchtigten rechtsverbindlich gezeichnet. Si 


547. 
Verſammlung und Beſchluͤſſe der Direktion. i 
Die Direktion verſammelt ſich, ſo oft es der Vorſitzende fuͤr noͤth 
erachtet oder vier Mitglieder derſelben es verlangen, mindeſtens aber a 


Monate einmal. 
Aube jede Sitzung wird ein Protokoll geführt. 2 
Guͤltige Beſchluͤſſe koͤnnen nur mit abfoluter Stimmenmehrheit gefa 
werden. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden reſp. fein 


8 Stellvertreters den Ausſchlag. | 3 


77 
n Beſchluſſes muͤſſen mindeſtens flnf Mitgliedern 


| Zur Faſſung eines ultige 
reſp. Stellvertreter, einſchließlich des Vorſitzenden, gegenwaͤrtig ſein. 


$. 48. 
Befugniſſe der Direktion. 


Die Direktion bildet den Vorſtand der Geſellſchaft. Sie leitet ſaͤmmtliche 
Angelegenheiten der Geſellſchaft, bringt ihre eigenen, ſowie die Beſchluͤſſe der 
Generalverſammlungen und des Verwaltungsrathes in Ausführung und ernennt 
die Beamten der Geſellſchaft, ſoweit dies nicht dem Verwaltungsrathe vorbehalten 
iſt. Sie verwaltet den Geſellſchaftsfonds und die eingehenden Bahn⸗ und 
Transportgelder, ſowie alle ſonſtigen Einnahmen der Geſellſchaft, erwirbt die 
zur Erreichung des Geſellſchaftszweckes nach ihren Beſchluͤſſen erforderlichen 
Grundſtuͤcke und ſonſtiges bewegliches und unbewegliches Eigenthum, bewirkt 
die vollſtaͤndige Erbauung der Bahn nach dem genehmigten Bauplane, ſowie 
demnächft deren Unterhaltung, desgleichen die Aufführung, Anſchaffung und 
Unterhaltung der erforderlichen Gebaͤude, Materialien, Transportmittel und 
Utensilien, organiſirt und leitet den Transportbetrieb, ſchließt alle im Intereſſe 
der Geſellſchaft erforderlichen Kauf⸗ und Verkauf⸗, Tauſch⸗, Pacht⸗ und 
Mieths⸗„ Engagements⸗, Anleihe- und fonflige Vertrage Namens der Geſell⸗ 
ſchaft und reprafentirt die letztere in allen erhältniffen nach Außen auf das 
Vollſtaͤndigſte mit allen Befugniſſen und Verpflichtungen, welche die Geſetze 
dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft gemäß den Vorſchriften des Deutſchen 
Handelsgeſetzbuches und ſeines Einfuͤhrungsgeſetzes vom 24. Juni 1861. beilegen. 
: Insbeſondere iſt die Direktion legitimirt, die Geſellſchaft bei allen gericht⸗ 
lichen Handlungen zu vertreten, Eintragungen jeder Art in die Hypothekenbuͤcher 
Rund Loͤſchungen in denſelben zu bewilligen, Wiederveraͤußerungen vorzunehmen, 
Vergleiche zu ſchließen und Streitigkeiten ſchiedsrichterlicher Entſcheidung zu 
unterwerfen, 

Zur Abgabe und rechtsverbindlichen Vollziehung von Erklärungen der 
Direktion bei gerichtlichen wie außergerichtlichen Verhandlungen genügt die 
Anweſenheit dreier Direktionsmitglieder. : 

Die Direktion ift aber auch ermächtigt, zur Ausübung gewiffer Befugniſſe 
derſelben, General- und Spezialbevollmaͤchtigte, welche nicht Mitglieder ſind, 
zu ernennen und denſelben Vollmachten zu ertheilen, welche, ſoweit ſie nicht 
fuͤr ein beſtimmtes Geſchaͤft oder auf einen beſtimmten Zeitraum ertheilt ſind, 
durch den Wechſel der Direktions mitglieder allein nicht erloͤſchen. 


§. 51. ? 
Entſetzung und Suspenſion von Vorſtandsmitgliedern. 


Es ſteht der Geſellſchaft das Recht zu, ein jedes Mitglied der Direktion, 
einſchließlich der Stellvertreter, zu jeder Zeit vom Amte zu entfernen, jedoch 
nur, wenn dies auf den Antrag des Aufſichtsrathes in einer Generalverſamm⸗ 
lung durch Stimmenmehrheit beſchloſſen wird. 
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SS nehmen, von zwei Drittheilen der Anweſenden beſchloſſen iſt; auch kann der 


Der Aufſichtsrath iſt zu einem ſolchen Anfrage nur berechtigt, wenn der⸗ 
ſelbe in einer, unter Angabe des Zweckes berufenen Verſammlung, an welcher 
ſaͤmmtliche Mitglieder (reſp. die Stellvertreter fuͤr die Verhinderten) Theil 


Aufſichtsrath in einer auf gleiche Weiſe zuſammenberufenen Verſammlung durch 
einen von vollzaͤhligem Kollegium mit Majoritaͤt von zwei Drittheilen der An⸗ 
weſenden gefaßten Beſchluß die Suspenſion eines Mitgliedes der Direktion, 
reſp. Stellvertreters, vom Amte bis zur deſinitiven Entſcheidung der nächften 
Generalverſammlung anordnen, in welchem Falle der Verwaltun srath zur 
Einberufung eines Stellvertreters und hiernaͤchſt interimiſtiſchen Wahl eines 
anderen Direktionsmitgliedes reſp. Stelloertreters zu ſchreiten hat. 
Dieſes Wahlprotokoll muß unter Zuziehung einer Gerichtsperſon oder 

eines Notars aufgenommen werden. 


c. Don dem Aufſichtsrathe insbeſondere. 


$. 52. 
Zuſammenſetzung des Aufſichtsrathes. 


Der Aufſichtsrath beſteht gemäß $. 37. aus dreizehn Mitgliedern nebſt 


vier Stellvertretern, von denen die letzteren bei temporärer Behinderung ein⸗ 
zelner Mitglieder fuͤr dieſe auf die Dauer der Behinderung eintreten. 

Welche Abweichungen bezüglich der Bildung des Kolleg und der Amts⸗ 
dauer der Mitglieder in den nächiten Jahren ſtattfinden ſollen, wird in den 
Uebergangsbeſtimmungen (Artikel 3.) angeordnet. e 


5. 33. N 
Der Vorſitzende des Aufſichtsrathes. ) 


Der Auffichtsrath wählt aus feiner Mitte durch abſolute Stimmenmehr⸗ 
heit einen Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter, auf deren Funktionen die Be⸗ 
ſtimmung des $. 39. Anwendung findet, und deren Amtsdauer mit dem Zeit⸗ 
raume zuſammenfäallt, für den ſie als Mitglieder und Stellvertreter des 
Aufſichtsrathes zu fungiren haben. f 

Der Vorſitzende oder ſein Stellvertreter vollzieht die an die Direktion 
und deren Beamte (F. 54. Alinea 4.), den Verwaltungsrath und die General⸗ 
verſammlung gerichteten Erlaſſe unter ſpezieller Mittheilung der bezuͤglichen Be⸗ 
ſchluͤſſe. Mit anderen als dieſen Verwaltungsſtellen ſteht dem Aufſichtsrathe 
eine Korreſpondenz nicht zu, ſondern iſt dieſelbe durch die Direktion zu fuͤhren. 


$. 54. 


Reſſort des Aufſichtsrathes. 


1) Dem Aufſichtsrathe liegt die beſondere Kontrole der Geſchaͤftsführung 
der Direktion ob. f 8 
Lx 


Er hat daruͤber zu wachen, daß uberall das Beſte der Geſell⸗ 
ſchaft wahrgenommen und die Vorſchriften des Statuts befolgt werden. 
Er iſt berechtigt, zu jeder Zeit über einzelne Gegenſtaͤnde der Ver⸗ 
waltung von der Direktion Auskunft zu verlangen und durch Kom⸗ 
miſſarien die Akten, Buͤcher und Rechnungen einzuſehen. 


2) Insbeſondere reſſortirt von dem Aufſichtsrathe die Kontrole des Finanz⸗ 
weſens der Geſellſchaft. Ihm liegt in dieſer Beziehung die Pruͤfung 
der von der Direktion zu entwerfenden Etats, Verwaltungsberichte, 
ſowie der zu legenden jaͤhrlichen Rechnungsabſchluͤſſe und Bilanzen, die 
Abnahme, Monirung und Anerkennung der Rechnungen und Ertheilung 
der Decharge auf Grund des hieruͤber von der Generalverſammlung 
gefaßten Beſchluſſes (H. 26. sub 3.) ob. Die Direktion iſt verpflichtet, 
dem Aufſichtsrathe jede auf das Geſellſchaftsvermoͤgen und deſſen Ver⸗ 
waltung bezuͤgliche Auskunft zu ertheilen. 


3) Die Direktion iſt ferner gehalten, zu den vorzunehmenden ordentlichen 
und außerordentlichen Kaſſenreviſionen zwei Mitglieder des Aufſichts⸗ 
rathes zuzuziehen, welche deſſen Vorſitzender beſtimmt. 

Auch kann der Aufſichtsrath zu jeder Zeit außerordentliche Kaſſen⸗ 
reviſionen nach vorgaͤngiger Benachrichtigung der Direktion vornehmen. 


4) Der Aufſichtsrath iſt berechtigt, die Beamten der Geſellſchaft in ein⸗ 
zelnen Fällen zur Verantwortung zu ziehen, ſofern den in dieſer Be⸗ 
ziehung an die Direktion zu erlaſſenden Requiſitionen keine genuͤgende 
Folge geleiſtet werden ſollte. 


5) Endlich ſteht ihm die $. 51. erwähnte Berechtigung zu. 


5 Sollte bei Ausuͤbung der dem Aufſichtsrathe zugetheilten Befugniſſe und 
von ihm anzuordnenden Maaßregeln zwiſchen ihm und der Direktion ein Kon⸗ 
flikt entſtehen, fo entſcheidet der Verwaltungsrath, von deſſen Ausſpruche nur die 
Berufung auf die naͤchſte Generalverſammlung zulaͤſſig iſt; bis zu deren Be⸗ 
ſchluß behaͤlt es bei der von dem Verwaltungsrathe gefaͤllten Entſcheidung, als 
einem Interimiſtikum, ſein Bewenden. 


$. 65. 
Verſammlungen und Beſchluͤſſe des Aufſichtsrathes. 


5 Der Aufſichtsrath verſammelt ſich an ein fuͤr alle Mal nach ſeiner Ge⸗ 
ſchaͤftsordnung vorherbeſtimmten Tagen, außerdem aber, ſo oft es der Vor⸗ 
ſitzende fuͤr noͤthig erachtet oder fuͤnf Mitglieder die Berufung einer Ver⸗ 
ſammlung verlangen. 

Die Beſchluͤſſe werden durch abſolute Stimmenmehrheit gefaßt; bei 
Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. Zur 
Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt, mit Ausnahme des im H. 51, gedachten 
Falles, die Anweſenheit von wenigſtens ſieben Mitgliedern beziehungsweiſe 
Stellvertretern erforderlich. 
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eber jede SN wird ein Protokoll aufgenommen. 8 
Sur Führung des Protokolls, ſowie zu kalkulatoriſchen und anderen Huͤlfs⸗ 
leiſtungen kann der Auffichterath für Rechnung der Geſellſchaft ſich der Bei⸗ 
huͤlfe eines geeigneten Rechnungs⸗Sachverſtaͤndigen bedienen. 
Die Remuneration deſſelben unterliegt der Genehmigung des Verwal⸗ 
tungsrathes. 


Der Aufſichtsrath kann ferner unter Requiſition bei der Direktion einzelne E | 
Mitglieder der Direktion, ſowie Beamte der Geſellſchaft zu ſeinen Berathungen 


zuziehen. Dieſelben haben indeß kein Stimmrecht. 


Artikel 2. 


Der Ausſchuß führt fortan den Namen Auffichtsrath, und werden dem 
gemäß die bezuͤglichen Beſtimmungen auch in den uͤbrigen Paragraphen des 
Statuts modifizirt. ` 
Es Artikel 3. 


Fuͤr den Zeitraum von Ertheilung der landesherrlichen Konzeſſion bis 
zur vollen Inbetriebſetzung der projektirten Bahnanlagen reſp. bis zwei Jahre 
nach derſelben, konform der Beſtimmung des $. 42., finden bezuͤglich des Ge⸗ 
ſellſchaftsvorſtandes die nachfolgenden interimiſtiſchen Beſtimmungen ſtatt: 


1) Die gegenwärtig den Verwaltungsrath beziehungsweiſe die Direktion und S 
den Ausſchuß (Aufſichtsrath, ſ. Artikel 2.) der Oppeln ⸗Tarnowitzer 
a bildenden Mitglieder bleiben für die Zeit des Interimiſtikums 
im Amte. 


Der Verwaltungsrath hat die Befugniß, nach ſeinem Ermeſſen ſich 
aus der Zahl der Aktionaire oder der neuen Zeichner, nach Bedarf, 
bis zu einundzwanzig Mitgliedern und ſieben Stellvertretern nach ſeiner 
Wahl, und zwar die Direktion bis auf acht Mitglieder und drei Stell⸗ 
vertreter, den Aufſichtsrath bis auf dreizehn Mitglieder und vier Stell⸗ 
vertreter, zu verſtaͤrken. 5 i 


Beim Ausſcheiden oder Tode eines der fungirenden Mitglieder oder 4 


Verwaltungsrathe ebenfalls zu. : 


Dem hiernach für die Zeit des Interimiſtikums konſtituirten Verwaltungs⸗ 
rathe und ſeinen beiden Sektionen, der Direktion und dem Ausſchuſſe, 
welcher letztere fortab die Benennung Aufſichtsrath erhalten ſoll, ſtehen 
alle Befugniſſe zu und liegen alle diejenigen Verpflichtungen ob, welche 


Statute feſtgeſtellt ſind. 


Bei den bis nach dem Termine der letzten Einzahlung auf das neue 

Aktienkapital ſtattfindenden Generalverſammlungen wird das Stimmrecht 
Seitens der Aktionaire und Zeichner in folgender Weiſe geuͤbt: 

Nur die Inhaber von Aktien, Prioritäts⸗Stammaktien, Ae 

niſſen 


* 


Stellvertreter ſteht die Neuwahl fuͤr die Zeit des Interimiſtikums dem E N 


fuͤr den Verwaltungsrath und ſeine Sektionen in dem vorſtehenden 


Lë 


niffen oder Quittungsbogen im Nominal⸗ beziehungsweiſe Einzahlungs⸗ 
Betrage von 1000 Rthlr. oder mehr ſind ſtimmberechtigt, und zwar 
\ wie folgt: dë E f 
a) bei der Betheiligung an alten oder neuen Stammaktien, Prioritaͤts⸗ 
Stammaktien, Anerkenntniſſen oder Quittungsbogen im Nominal⸗ 
beziehungsweiſe Einzahlungsbetrage von 1000 bis 10,000 Rthlr. 
kommt auf jede 1000 Rthlr. Eine Stimme; b 


b) für eine derartige Betheiligung im Betrage von mehr als o 
10,000 Rthlr. bis zu 100,000 Rthlr. kommt auf jede 2000 tte, Be 
Eine Stimme, und foll für eine Betheiligung uͤber 100,000 Rthlr, 
hinaus ein Stimmrecht nicht geuͤbt werden. Hiernach kommen einer 
Betheiligung mit 100,000 Rthlr. und mehr 55 Stimmen zu. 


Bei Feſtſtellung der Beträge von Aktien, Prioritaͤts⸗Stammaktien, 
Anerkenntniſſen und Quittungsbogen Behufs der Abmeſſung der Stimm⸗ 
berechtigung werden die eigenen Betraͤge mit denen der Machtgeber 
zuſammengerechnet. 


6) Wer durch Aktienzeichnen dem Unternehmen beitritt, unterwirft ſich damit 
den vom Geſellſchaftsvorſtande in Bezug auf die Erweiterung des Unter⸗ 
nehmens getroffenen Maaßnahmen, wie dieſelben andererſeits fuͤr die 
bisherigen Aktionaire gemét den Beſchluͤſſen der Generalverſammlung 
vom 4. Juli 1864. verbindlich ſind. d 
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Beilage a. 


Oppeln-Tarnowiber em enbahngeſellſchaft. 


JJ T¾ꝗ 


Zweihundert Thaler 
in Preuß. Kurant. 


Aktie 
der 


Oppeln⸗Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft. 


Eiſenbahngeſellſchaft 2 
gezahlt und nimmt nach Hoͤhe 
des am N Haste 
Preußen Allerhoͤchſt beſtaͤtigte 
dem ge 

Breslau, den 


Direktion 
der Oppeln⸗Tarnowitzer (Gm enbahngeſellſchaft. 
18 s N. N. 
Mitglied der Direktion. Mitglied der Direktion. 
Haupt⸗Rendant. 


Beilage B. 


Rechte Oder- rer Eifenb ahngeſellſch aft. 


o o 


Zweihundert Thaler 
in Preuß. Kurant. 


Stamm- Aktie 
der 


Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſ enbahngeſ ellſchaft. 


: Inhaber dieſer Aktie hat an die Kaſſe der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft Zweihundert Thaler Preuß. Kurant baar einge⸗ 
zahlt und nimmt nach Hoͤhe dieſes Betrages und in Gemaͤßheit des 
am von Sr. Majeſtaͤt dem Könige von 
Preußen Allerhoͤchſt beftätigten Nachtrages zum Statute der Oppeln⸗ 
Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft Theil an dem geſammten Eigen⸗ 
thume, Gewinn und Verluſt der Geſellſchaft. 


Breslau, den . ten 18.. 


S Direktion 
le Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 


N. N. N. N. 
Mitglied der Direktion. Mitglied der Direktion. 
i N. N. 
Haupt⸗Rendant. 


146 * Beilage C. 


Gr. 6218) 


Rechte - Oder fer - Eifenbahngefellfchaft. 


e 


Zweihundert Thaler 
in Preuß. Kurant. 


Prioritäts⸗Stamm⸗Aktie 
der : 


Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſ chaft. 


Inhaber dieſer Aktie hat an die Kaſſe der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft Zweihundert Thaler Preuß. Kurant baar einge⸗ 
zahlt und nimm es und in Gemaͤßheit des 


g Direktion 
der Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſ enbahngeſellſchaft. 


N. N. N. N. 
Mitglied der Direktion. Mitglied der Direktion. 
N. N. 

Haupt⸗Rendant. 


Gef 
8 
2 2 
2 GA 
— EE 
zB 
— = 
2 2 
— — — 
— SD 
D 
au NÉI 
S 
2 8 
5 8 
SE 
er 
SS 2 
8 
E? 
Ke" — 
8 8 
8 8 8 
88 2 
E 
2 e E 
=58 
S 
— Ei 
. 
= 


J 


Ar. 6213.) 


Beilage D. 


Dividendenſchein 29 


ar Stamm-Aftie 
V Stamm⸗Prioritaͤts⸗Aktie 


der 
Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahngeſellſchaft 


Inhaber dieſes empfaͤngt an dem von der Direktion be⸗ 
kannt zu gebenden Termine aus der Geſellſchaftskaſſe die 
fuͤr das naͤchſt vorhergegangene Rechnungsjahr feſtzuſetzende 
Dividende, deren Betrag öffentlich bekannt gemacht wird. 


Eingetragen Folio 


(Stempel.) 


Beilage E. 


E ee 


Stamm Ake 
un Stan. heile, Arte 


der 5 


Ruethte⸗Oder⸗Ufer⸗Eſſerbahngeſelſchaft 


„ 


Der Produzent dieſes Talons erhaͤlt gegen Ruͤckgabe deſſelben ohne 
weitere Prüfung feiner Legitimation die fuͤr die vorſtehend bezeichnete 
Stamm ⸗Aktie neu auszufertigenden Dividendenſcheine nebſt Talon 
fuͤr die naͤchſten fuͤnf Jahre, ſofern dieſelben nicht gemaͤß H. 23. des 

Geſellſchafts⸗Statuts auf Grund der Praͤſentation der Aktie bereits 
ausgegeben ſind. FFC een 

Breslau, denn 18 . 


N 


(Stempel.) S 


‚Nr. 6214.) Verordnung, betreffend den ordentlichen perſoͤnlichen Gerichtsſtand der ab⸗ 
geſandten Preußiſchen Konſulatsbeamten. Vom 13. November 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen, auf Grund des Artikel III. des Geſetzes vom 26. April 1851. 
(Geſetz⸗Samml. S. 181.), auf den Antrag des Staatsminiſteriums, was folgt: 


. 


Die abgeſandten Preußiſchen Konſuln (consules missi) und die übrigen 
abgeſandten Preußiſchen Konſulatsbeamten haben ihren ordentlichen perfünlichen 
Gerichtsſtand vor dem Stadtgerichte in Berlin. 


H. 2. 

? Durch die im H. 1. enthaltene Beſtimmung wird jedoch, wenn die Beamten 
vorher einen ordentlichen perſönlichen Gerichtsſtand in hieſigen Landen gehabt 
haben, in Beziehung auf ihre perſoͤnlichen Eigenſchaften und Befugniſſe (jura 
status) und die Erbfolge in ihren Nachlaß nichts geaͤndert; ſolche ſind auch 
ferner nach den in jenem fruͤheren Gerichtsſtande geltenden Rechten zu beurtheilen. 


§. 3. 

1 Iſt ein Preußiſcher Konſulatsbeamter nach einem Lande abgeſandt, in 
welchem Preußiſche Konſulargerichtsbarkeit beſteht, ſo wird durch die im H. 1. 
enthaltene Beſtimmung nicht ausgeſchloſſen, daß derſelbe zugleich der Preußiſchen 
KRonſulargerichtsbarkeit nach Maaßgabe des Geſetzes, betreffend die Gerichts⸗ 
barkeit der Konſuln, vom 29. Juni 1865. (Geſetz⸗Samml. S. 681.) unterliegt. 


3 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 13. November 1865. 


. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schoͤn hauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 8 


? (Nr. 6214—6215.) (Nr. 6215.) 


Allerhöchſter Erlaß vom 13. November 1868., betreffend den Erlaß der her 
koͤmmlichen Prinzeſſinnen-Steuer bei der Vermaͤhlung der Prinzeſſi 
Alexandrine Königlihen Hoheit. Ge EE 


Ja will bei der bevorſtehenden Vermaͤhlung Meiner Nichte, der Prinzeſſin 
Alerandrine Königlichen Hoheit, die herkömmliche Prinzeffinnen - Steuer unter 

Vorbehalt des Rechts fuͤr kuͤnftige Falle hierdurch erlaſſen und beauftrage das 
Staatsminiſterium, dieſe Order durch die Geſetz- Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 13. November 1865. 


Wilhelm. 
: N Sr. v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. | 


\ 


* 


An das Staatsminiſterium. 


„ 


patt im Dänn des Staats-Miniferiums. 
Berlin, gebrudt in der töniglichen Geheimen Ober- Hofbudibruderd 
E (R. v. Decker ). SN 


